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Norm

B-VG Art133 Abs4

VwWGG §28 Abs3

VWGG §34 Abs1

VwGG §41

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGG 8 28 heute

2. VwGG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwGG § 28 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017

4. VwGG 8§ 28 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

5. VwWGG § 28 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008

6. VWGG 8§ 28 gultig von 01.08.2004 bis 30.06.2008zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 89/2004

7. VwWGG § 28 gultig von 01.01.1991 bis 31.07.2004 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 330/1990

8. VWGG § 28 gliltig von 05.01.1985 bis 31.12.1990

1. VWGG 8 34 heute

2. VWGG § 34 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 2/2021

3. VWGG § 34 glltig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

4. VwGG 8§ 34 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 33/2013
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5. VWGG § 34 gultig von 01.07.2008 bis 28.02.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. VWGG 8 34 gultig von 01.08.2004 bis 30.06.2008zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 89/2004
7. VWGG § 34 glltig von 01.09.1997 bis 31.07.2004 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 88/1997
8. VWGG 8§ 34 guiltig von 05.01.1985 bis 31.08.1997
1. VWGG 8 41 heute
2. VwGG 8§ 41 gultig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
3. VwGG § 41 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
4. VwGG 8§ 41 gultig von 01.07.2012 bis 28.02.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
5. VWGG § 41 gultig von 01.01.1991 bis 30.06.2012zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 330/1990
6. VWGG § 41 glltig von 05.01.1985 bis 31.12.1990

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatsprasident Mag. Nedwed sowie die Hofratin
Dr.in Sembacher und den Hofrat Mag. Marzi als Richterin und Richter, unter Mitwirkung der Schriftflhrerin
Dr.in Zeitfogel, Uber die Revision des R O, vertreten durch Dr. Gregor Klammer, Rechtsanwalt in 1010 Wien,
Goldschmiedgasse 6/6-8, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 8. Februar 2024, W603 2275299-
1/7E, betreffend eine Angelegenheit nach dem AsylG 2005 (belangte Behdrde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt

far Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss gefasst:
Spruch

Die Revision wird zurtickgewiesen.

Begriindung

1

Der Revisionswerber, ein Staatsangehdriger Syriens, stellte am 23. Juli 2022 einen Antrag auf internationalen Schutz
nach dem AsylG 2005, den er im Wesentlichen mit der Einberufung zum Militardienst durch die syrische Armee
begriindete.

2

Mit Bescheid vom 25. Mai 2023 wies das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl diesen Antrag hinsichtlich des
Begehrens auf Zuerkennung des Status des Asylberechtigten ab, erkannte dem Revisionswerber den Status des
subsidiar Schutzberechtigten zu und erteilte ihm eine befristete Aufenthaltsberechtigung.

3

Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht (BVwG) die gegen die Nichtzuerkennung des
Status des Asylberechtigten erhobene Beschwerde des Revisionswerbers - nach Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung - als unbegrindet ab und sprach aus, dass die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig sei.Mit
dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht (BVwG) die gegen die Nichtzuerkennung des
Status des Asylberechtigten erhobene Beschwerde des Revisionswerbers - nach Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung - als unbegriindet ab und sprach aus, dass die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig
sei.

4

Begrindend flihrte das BVWG - soweit flir das Revisionsverfahren relevant - aus, dem Revisionswerber drohe keine
Einziehung zum Militérdienst in der syrischen Armee, weil die staatlichen Behérden in seiner Heimatregion keinen
Zugriff auf ihn hatten. Die Heimatregion des Revisionswerbers sei ohne Kontakt zum syrischen Regime erreichbar.

5

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.Nach
Artikel 133, Absatz 4, B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
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6

Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG
nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurtickzuweisen.Nach Paragraph 34, Absatz
eins, VWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurtickzuweisen.

7

Nach 8 34 Abs. 1a VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemal

Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemal3 8 25a Abs. 1 VWGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer aulRerordentlichen Revision gemaf3 Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen
der dafur in der Revision gesondert vorgebrachten Grunde (8 28 Abs. 3 VwGG) zu Uberprifen.Nach Paragraph 34,
Absatz eins a, VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemaf3 Artikel
133, Absatz 4, B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemal} Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG nicht
gebunden. Die Zuldssigkeit einer aul3erordentlichen Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG hat der
Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der daflr in der Revision gesondert vorgebrachten Grinde (Paragraph 28, Absatz
3, VWGG) zu Uberprufen.

8

Vorab wird darauf hingewiesen, dass die RechtmaBigkeit der Entscheidung des BVwG vom Verwaltungsgerichtshof
gemal § 41 VWGG auf der Grundlage der Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen
Erkenntnisses zu prufen ist (vgl. etwa VWGH 27.6.2017, Ra 2017/18/0005, mwN). Dementsprechend entziehen sich
Anderungen der Sach- und Rechtslage, die sich nach Erlassung des angefochtenen Erkenntnisses ereignet haben, einer
Prufung im Revisionsverfahren.Vorab wird darauf hingewiesen, dass die RechtmaRigkeit der Entscheidung des BVwWG
vom Verwaltungsgerichtshof gemal3 Paragraph 41, VwGG auf der Grundlage der Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt
der Erlassung des angefochtenen Erkenntnisses zu prifen ist vergleiche , etwa VwWGH 27.6.2017, Ra 2017/18/0005,
mwN). Dementsprechend entziehen sich Anderungen der Sach- und Rechtslage, die sich nach Erlassung des
angefochtenen Erkenntnisses ereignet haben, einer Priifung im Revisionsverfahren.

9

Die Revision bringt zur Begriindung ihrer Zulassigkeit vor, das BVwG habe im Zusammenhang mit der Feststellung,
dem Revisionswerber sei eine Einreise und Weiterreise in seinen Heimatort moglich, ohne vom syrischen Regime
aufgegriffen zu werden, eine krasse Fehlbeurteilung des relevanten Sachverhaltes vorgenommen und dabei die
Beweiswirdigung in einer die Rechtssicherheit beeintrachtigenden, unvertretbaren Weise vorgenommen.

10

Nach sténdiger Rechtsprechung ist der Verwaltungsgerichtshof als Rechtsinstanz zur Uberpriifung der
Beweiswirdigung im Allgemeinen nicht berufen. Im Zusammenhang mit der Beweiswlrdigung liegt eine Rechtsfrage
von grundsatzlicher Bedeutung nur dann vor, wenn das Verwaltungsgericht die Beweiswirdigung in einer die
Rechtssicherheit beeintrachtigenden, unvertretbaren Weise vorgenommen hat (vgl. VwGH 12.3.2025, Ra 2025/19/0039,
mwN).Nach standiger Rechtsprechung ist der Verwaltungsgerichtshof als Rechtsinstanz zur Uberpriifung der
Beweiswirdigung im Allgemeinen nicht berufen. Im Zusammenhang mit der Beweiswlrdigung liegt eine Rechtsfrage
von grundsatzlicher Bedeutung nur dann vor, wenn das Verwaltungsgericht die Beweiswirdigung in einer die
Rechtssicherheit beeintrachtigenden, unvertretbaren Weise vorgenommen hat vergleiche , VwGH 12.3.2025,

Ra 2025/19/0039, mwN).

11

Das BVwG legte anhand der getroffenen Landerfeststellungen dar, dass der Revisionswerber nicht mit maf3geblicher
Wahrscheinlichkeit einer Gefahr der Verfolgung durch das syrische Regime ausgesetzt sei, weil das syrische Regime in
der kurdisch kontrollierten Herkunftsregion des Revisionswerbers keine Einfluss- und Kontrollmdglichkeiten habe.
Dem Revisionswerber sei eine Einreise in seine Herkunftsregion Gber den Grenziibergang Semalka moglich, ohne in
Kontakt mit dem syrischen Regime zu kommen.

12

Die Revision behauptet zwar, die Beweiswirdigung des BVwWG sei (in Bezug auf die ungefahrdete Einreise Uber den
GrenzUbergang Semalka) widerspriichlich und stehe (in Bezug auf StraRenkontrollen durch das syrische Regime) im
Widerspruch zu den getroffenen Landerfeststellungen. Sie lasst dabei aber beweiswirdigende Erwagungen des BVwWG,
die zu gegenteiligen Schlissen kommen und sich auf - im Vergleich zur Revision - zeitlich jingere Landerberichte
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stutzen konnen, auller Acht und halt diesen somit nichts Stichhaltiges entgegen.

13

In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinn des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsatzliche
Bedeutung zukdme. Die Revision war daher gemal3 § 34 Abs. 1 VWGG ohne weiteres Verfahren zurtickzuweisen.In der
Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinn des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsatzliche
Bedeutung zukdme. Die Revision war daher gemaR Paragraph 34, Absatz eins, VWGG ohne weiteres Verfahren
zuruckzuweisen.

Wien, am 24. April 2025
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